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In der September-Ausgabe der DVP 2016 hatte der Autor einen kleinen 
historischen Ein- und Ausblick in die Entwicklung der Sozialhilfe bis 1962 
gegeben. An dieser Stelle wird das Thema nun fortgesetzt. Detailliert dar-
gestellt werden die Abschnitte
3) 	 Die Sozialhilfe von 1962 bis 2005
4) 	 Die Sozialhilfe 2005 bis heute
5) 	 Sozialhilfe im Wandel
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Abgeschlossen wird der Überblick mit einer ausführlichen Zeittafel zur 
Entstehung und Entwicklung der sozialen Sicherung vom 16. Jahrhundert 
bis in die heutige Zeit.
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Wirtschaftlichkeitskennzahlen im Rahmen betrieblicher Leistungs-
erstellung sind für eine Wirtschaftlichkeitskontrolle in der Produktion 
unverzichtbar. Als Basis wird hier eine Produktionsfunktion vom Cobb-
Douglas-Typ verwendet, die zahlreiche reale Input-Output-Relationen 
geeignet zu modellieren vermag. Die Parameter werden dabei sehr spezi-
fisch fixiert.
Der Beitrag richtet sich an Studierende der Studienrichtungen Allgemeine 
Verwaltung und Verwaltungsbetriebswirtschaft im Bachelor, an Studie-
rende in verwaltungsbetriebswirtschaftlichen Masterstudiengängen sowie 
an interessierte Praktiker. Thematisch ist er Modulen bzw. Teilmodulen 
der Wirtschaftswissenschaftlichen Methodenlehre, Volkswirtschaftslehre, 
Ressourcenmanagement und Produktionswirtschaft zuzuordnen. 
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Im 2. Teil dieser umfassenden Darstellung des Verfahrens vor den Sozial-
gerichten werden folgende Inhalte angesprochen:
VI. Das Rechtsmittelsystem des SGG
	 1. 	 Allgemeines
	 2. 	 Berufung gegen Urteile des Sozialgerichts
	 3. 	 Rechtsmittel gegen Gerichtsbescheide
	 4. 	 Das Berufungsverfahren
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	 8. 	� Anordnung der sofortigen Vollziehung durch das Gericht (§ 86b 
Abs. 1 und 3 SGG)

	 9. 	 Die einstweilige Anordnung nach § 86 b Abs. 2 SGG
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Gegenstand dieser Klausur sind die Erfolgsaussichten einer Klage, mit der 
sich der Adressat einer Baugenehmigung gegen zusätzliche „Maßgaben“ 
wehren möchte. Einzugehen ist u.a. auf die Abgrenzung zwischen Neben- 
und Inhaltsbestimmung sowie auf die damit verbundenen Rechtsschutz-
möglichkeiten. 
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